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ZUSAMMENFASSUNG 

Die stimmberechtigten Personen Frau Corina Vogt-Beck, Frau Jnes Rampone-

Wanger, Frau Martina Haas, Herr Remo Looser sowie Herr Roland Marxer haben 

am 20. Dezember 2019 das Initiativbegehren „HalbeHalbe“ mit von den Gemein-

devorstehungen bescheinigten Unterschriften eingereicht. 

Die Regierung hat die eingereichten Unterschriften überprüft und 1‘863 gültige 

Unterschriften festgestellt. Das Initiativbegehren ist somit zustande gekommen. 

ZUSTÄNDIGES MINISTERIUM 

Ministerium Inneres, Bildung und Umwelt 

BETROFFENE STELLEN 

Stabsstelle Regierungskanzlei 
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Vaduz, 20. Dezember 2019 

P 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

Sehr geehrte Frauen und Herren Abgeordnete 

Die Regierung gestattet sich, dem Hohen Landtag nachstehenden Bericht und 

Antrag betreffend das Initiativbegehren „HalbeHalbe“ zur Abänderung der Lan-

desverfassung an den Landtag zu unterbreiten. 

I. BERICHT DER REGIERUNG 

1. AUSGANGSLAGE 

Mit Datum vom 28. August 2019 wurde das Initiativbegehren des Initiativkomi-

tees „HalbeHalbe“ über die Abänderung der Verfassung bei der Regierung ange-

meldet. 

Nach der gemäss Art. 70b des Gesetzes vom 17. Juli 1973 betreffend die Aus-

übung der politischen Volksrechte in Landesangelegenheiten (VRG) erfolgten 

Vorprüfung der Initiative durch den Landtag machte die Regierung diese am 

7. November 2019 kund und setzte gemäss Art. 70 Abs. 1 Bst. b VRG den 20. De-

zember 2019 als Ablaufdatum zur Einreichung der Unterschriften fest. 

Am Freitag, 20. Dezember 2019, wurden bei der Regierung insgesamt 624 Unter-

schriftenbogen mit den von den Gemeindevorstehungen bescheinigten Unter-

schriften eingereicht. 
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2. PRÜFUNG DER EINGEREICHTEN UNTERSCHRIFTEN 

Die anschliessend von der Regierung aufgrund von Art. 71 VRG vorgenommene 

Prüfung hat folgendes Ergebnis gebracht: 

- - Es wurden insgesamt 1‘863 gültige Unterschriften festgestellt. 

- - Die Frist für die Einbringung des Initiativbegehrens beginnt ab amtlicher 

Kundmachung (Art. 70 Abs. 1 Bst. b VRG). Die amtliche Kundmachung er-

folgte am 7. November 2019. 

- - Die Frist für die Einbringung des Initiativbegehrens wurde mit amtlicher 

Kundmachung auf den 20. Dezember 2019 festgelegt. Die Unterschriften-

bogen wurden am Freitag, 20. Dezember 2019, 15.00 Uhr, bei der Stabs-

stelle Regierungskanzlei in Vaduz eingereicht. Die Frist zur Einreichung des 

Initiativbegehrens ist somit eingehalten. 

- - Die Unterschriftenbogen sind von den Gemeindevorstehungen im Sinne 

von Art. 69 Abs. 2 VRG sorgfältig geprüft und bescheinigt worden. Ein Bo-

gen wurde von der zuständigen Gemeindevorstehung nicht unterzeichnet; 

auf eine Behebung dieses Mangels wurde seitens der Initianten verzichtet. 

Auf den einzelnen Unterschriftenbogen wurden zum Teil von den Gemein-

den Unterschriften gestrichen, weil die betreffenden Personen entweder 

nicht stimmberechtigt sind, mehrfach unterschrieben haben, in einer ande-

ren Gemeinde den Wohnsitz haben oder ausländische Staatsangehörige 

sind. Damit ist die Stimmberechtigung und die Unterschrift der Unterzeich-

ner im Sinne des Volksrechtegesetzes (Art. 71 in Verbindung mit Art. 69 

Abs. 2 VRG) ausgewiesen. 

- - Unterschriften, die nicht von der Hand des Stimmberechtigten herrühren 

(Art. 71 Abs. 2 Bst. b VRG), konnten keine festgestellt werden. 
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Zusammenfassung der Unterschriftenprüfung 

Gemeinde 
Unterschrif-

tenbogen 

Gültige Unter-

schriften 
Bemerkungen 

Vaduz 101 339  

Balzers 77 244  

Planken 20 33  

Schaan 103 399  

Triesen 75 208 

Ein Bogen wurde von der Gemeinde-
vorstehung nicht unterzeichnet; auf 
eine Behebung wurde seitens der 
Initianten verzichtet. 

Triesenberg 41 109  

Eschen 69 176  

Gamprin 25 64  

Mauren 53 138  

Ruggell 38 103  

Schellenberg 22 50  

TOTAL 624 1863  

Die Regierung hat mit Beschluss vom 20. Dezember 2019 festgestellt, dass das 

Initiativbegehren gemäss Art. 64 der Landesverfassung mit 1‘863 Unterschriften 

gültig zustande gekommen ist. Sie hat gemäss Art. 71 Abs. 3 VRG die Publikation 

des Ergebnisses der Prüfung des Begehrens veranlasst. 
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II. ANTRAG DER REGIERUNG 

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen unterbreitet die Regierung dem Land-

tag den 

A n t r a g ,  

der Hohe Landtag wolle diesen Bericht und Antrag zur Kenntnis nehmen und das 

Initiativbegehren in Behandlung ziehen. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Landtagspräsident, sehr geehrte Frauen und 

Herren Abgeordnete, den Ausdruck der vorzüglichen Hochachtung. 

REGIERUNG DES 
FÜRSTENTUMS LIECHTENSTEIN 

 gez. Adrian Hasler 
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